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Kurzfassung 

Die Abgaben und Beiträge im direkten Finanzausgleich sind jährlich neu zu bestimmen. Der 
Kantonsrat ist für die Festlegung der Steuerungsgrössen zuständig, welche die Wirkungsweise 
des Finanzausgleichs wesentlich lenken. 

Die Finanzlage der Gesamtheit der Solothurner Einwohnergemeinden kann auf der Grundlage 
der Kantonsmittelwerte des Jahres 2008 wie folgt dargestellt werden: Der Selbstfinanzierungs-
grad hat sich auf 119,1 % verringert, und zwar bei einem ebenfalls tieferen Gesamtabschrei-
bungssatz auf dem Verwaltungsvermögen von 14,8 %. Der geringere Selbstfinanzierungsgrad 
kann bei tieferen Nettoinvestitionen pro Kopf von 460 Franken/Kopf mit dem gesunkenen 
Staatsteueraufkommen/Kopf begründet werden. Dieses sank im Jahreswert 2008 auf  2'750 
Franken. Trotzdem liegt der Selbstfinanzierungsgrad der Gesamtheit der Einwohnergemeinden 
im fünf Jahresvergleich, 2004 – 2008, über 100 %. Die Nettoverschuldung pro Einwohner/in hat 
sich weiter auf 328 Franken verringert. Leicht verringert hat sich auch der Anteil der Belastung 
aus Kapitalfolgekosten auf 4,2 %. Wie im Vorjahr wies auch im Berichtsjahr keine Einwohner-
gemeinde eine Nettoverschuldung von über 5'000 Franken je Einwohner/in aus. Bei 11 Gemein-
den liegt die Nettoverschuldung zwischen 3'000 Franken und 5'000 Franken. Einen Bilanzfehlbe-
trag trugen im Jahr 2008 allerdings 14 Einwohnergemeinden vor. 

Die Wirkung der Verringerung der Finanzkraftunterschiede kann an der Veränderung der Span-
ne der Steuerfüsse zwischen dem höchsten und dem tiefsten Steuerbezug erkannt werden. Die-
ser Unterschied liegt im Jahr 2010 nun bei 78 Punkten (tiefster Steuerfuss 60 %, höchster Steuer-
fuss 138 %). Die Evaluation der drei Ausgleichsysteme (direkter Finanzausgleich, indirekter Fi-
nanzausgleich Bildung und Lastenausgleich Sozialhilfe) für die Jahre 2009/10 zeigt, dass der 
Ausgleich zwischen finanzstarken und –schwachen Gemeinden "spielt": Das heisst, im Maximum 
resultiert eine Nettoentlastung von bis 166 % vom jeweiligen Staatssteueraufkommen für die 
finanzschwächste Gemeinde (Gänsbrunnen) respektive eine Nettobelastung von bis maximal 
16,9 % für eine der finanzstärkeren Gemeinden (Nennigkofen). 

Der Kantonsrat beschloss im Januar 2007 auf Antrag des Regierungsrates, dass der Regierungs-
rat im Verlauf der Legislaturperiode 2009-13 dem Kantonsrat eine Vorlage zur Neugestaltung 
des Finanz- und Lastenausgleichs unter den Einwohnergemeinden zu unterbreiten habe. Seit 
Mai 2009 sind die Arbeiten für diese Reform nun in Gange. Die vor rund einem Jahr eingereich-
te Gemeindeinitiative verlangt die Erhöhung des Subventionsanteils bei den Besoldungskosten 
der Volksschule und würde zu einer Erhöhung der indirekten Finanzausgleichswirkung führen. 
Da diese Begehren dem Ziel eines neuen Finanzausgleichs nach dem Modell des Bundes klar wi-
derspricht, schlug der Regierungsrat dem VSEG eine Überbrückungslösung vor. Bei einem Rück-
zug der Gemeindeinitiative können so während vier Jahren Gemeinden, welche eine unter-
durchschnittliche Steuerkraft ausweisen, substanziell zusätzlich unterstützt werden. Die Modell-
rechnung zeigte, dass 60% der Gemeinden mit einer überwiegend deutlichen Entlastungswir-
kung rechnen könnten. Die Spanne der Steuerfüsse liesse sich mit diesen zusätzlichen Mitteln im 
Vergleich zum Jahr 2009 von 60 % bis 140 % auf 61 %-133 % verringern. 

Der Regierungsrat unterbreitete dem Kantonsrat mit Beschluss vom 18. Mai 20101 folgedessen 
eine Vorlage zur Umsetzung der Übergangsfinanzierung für die Jahre 2011 bis 2014. Er bean-
tragte zudem die dazu notwendige Gesetzesänderung im Finanzausgleichsgesetz und ersuchte 
um Beschlussfassung über einen Verpflichtungskredit in der Höhe von 60 Mio. Franken. Am 23. 
Juni 2010 stimmte der Kantonsrat dieser Vorlage einstimmig zu. 

________________  
1
 RRB Nr. 2010/892 vom 18. Mai 2010: Botschaft und Entwurf "Übergangsfinanzierung im direkten Finanzausgleich Einwohner-

gemeinden, Änderung des Finanzausgleichsgesetzes und Verpflichtungskredit für die Jahre 2011- und 2014 
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Die jährlich neu festzulegenden Steuerungsgrössen im direkten Finanzausgleich werden nun so 
festgelegt, dass sie unter der Einhaltung der bisherigen, gesetzlichen Bestimmungen möglichst 
nahe an einer künftigen NFA-Lösung zu liegen kommen. Das heisst, dass die maximal zulässige 
Gewichtung (70%) der Ressourcenkomponente (Steuerkraft) nach § 5 Finanzausgleichsgesetz 
(BGS 131.71) ausgeschöpft wird und, dass der Grenzindex nach § 11 Finanzausgleichsgesetz so 
bestimmt würde, dass etwa 60% aller Gemeinden (mit unterdurchschnittlichem Steueraufkom-
men/Einwohner) mit Beiträgen aus dem Finanzausgleichstopf rechnen können. 

Die Finanzausgleichskommission hat sich an ihrer Sitzung vom  21. Juni 2010 zu den Steue-
rungsgrössen gemäss Botschaft und Entwurf des Regierungsrates zur Übergangsfinanzierung in 
zustimmendem Sinne Stellung genommen.  

Die Anzahl der beitragsberechtigten Gemeinden erhöht sich somit von 45 auf 75 Gemeinden. 
Lediglich 47 Einwohnergemeinden werden zu einer Abgabe verpflichtet, drei Gemeinden leisten 
keine Abgabe und erhalten keine Beiträge. Für 60 Gemeinden erfolgt so eine Ausgleichswir-
kung von 5  bis 100 Steuerfusspunkten, wobei die Besserstellung aufgrund des zusätzlichen Bei-
trags des Kantons bis 29 Steuerfusspunkte betragt. 

Das Ausgleichsvolumen beläuft sich aufgrund der Beschlüsse zur Übergangsfinanzierung im Jahr 
2011  auf neu 30 Mio. Franken, wobei die zweckfreien Mittel (ohne Investitionsbeiträge und Be-
sondere Beiträge) gut 29,6 Mio. Franken (Vorjahr: 14,3 Mio. Franken) ausmachen. 
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Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir unterbreiten Ihnen nachfolgend Botschaft und Entwurf über die Steuerungsgrössen im di-
rekten Finanzausgleich der Einwohnergemeinden für das Jahr 2011. 

1. Finanzausgleich der Einwohnergemeinden 2011 

1.1 Ausgangslage 

Die Abgaben und Beiträge im direkten Finanzausgleich sind jährlich neu zu bestimmen. Der 
Kantonsrat ist für die Festlegung der Steuerungsgrössen zuständig, welche die Wirkungsweise 
des Finanzausgleichs wesentlich lenken (§§ 5, 14, 16, 35 und 77 Finanzausgleichsgesetz FAG). 

1.2 Steuerungsgrössen im Finanzausgleich des laufenden Jahres 

Für das laufende Jahr gelten die Steuerungsgrössen (SGB 143/2009 vom 4. November 2009): 
    
Gewicht Steuerbedarf Gemeinden (g1E) 0,50 Maximale Entlastung Von FImax 345 
Gewicht Steuerkraft Gemeinden (g2E) 0,50  Auf FIOmax 206,788 
Gewicht Steuerbedarf Städte (g1S) 0,55 Maximale Belastung Von FImin 106 
Gewicht Steuerkraft Städte (g2S) 0,45  Auf FIUmin 106,773 
Verstärkungsfaktor (v) 1,30   
 
Grenzindex ordentlicher Finanzausgleich (GI) 

 
123 

  

Grenzindex für Investitionsbeiträge (GIIB) 
 

123   

Tabelle 1: Steuerungsgrössen im Finanzausgleich 2010 

Die Gewichtung der Finanzkraftkomponenten (Steuerkraft und Steuerbedarf) für die drei Städte 
und die anderen Einwohnergemeinden entsprach den im Finanzausgleichsgesetz vorgegebenen 
Minimalgewichten. 

1.3 Finanzlage und Verringerung Finanzkraftunterschiede 

1.3.1 Finanzlage 

Die Finanzlage der Gesamtheit der Solothurner Einwohnergemeinden kann auf der Grundlage 
der Kantonsmittelwerte des Jahres 2008 wie folgt beurteilt werden: Der Selbstfinanzierungs-
grad hat sich auf 119,1 % (Vorjahr: 147.2 %) verringert, und zwar bei einem ebenfalls tieferen 
Gesamtabschreibungssatz auf dem Verwaltungsvermögen von 14,8 % (Vorjahr: 17,8 %). Der ge-
ringere Selbstfinanzierungsgrad kann bei tieferen Nettoinvestitionen pro Kopf von 460 Fran-
ken/Kopf (Vorjahr 576 Franken) mit dem niedrigeren Staatsteueraufkommen/Kopf begründet 
werden. Dieses sank im Jahreswert 2008 auf  2'750 Franken (Vorjahr: 2'857 Franken). Trotzdem 
liegt der Selbstfinanzierungsgrad der Gesamtheit der Einwohnergemeinden im fünf Jahresver-
gleich 2004 - 2008 über 100 %. Die Nettoverschuldung pro Einwohner/in hat sich denn auch auf 
328 Franken verringert (Vorjahr 361 Franken). Leicht verringert hat sich auch der Anteil der Be-
lastung aus Kapitalfolgekosten auf 4,2 % (Vorjahr: 4,7 %). Wie im Vorjahr wies im Berichtsjahr 
keine Einwohnergemeinde eine Nettoverschuldung von über 5'000 Franken je Einwohner/in aus. 
Bei 11 Gemeinden liegt die Nettoverschuldung zwischen 3'000 Franken und 5'000 Franken (Vor-
jahr: 10). Einen Bilanzfehlbetrag trugen im Jahr 2008 allerdings 14 Einwohnergemeinden vor 
(Vorjahr: 11). 
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1.3.2 Verringerung Finanzkraftunterschiede 

Die Wirkung der Verringerung der Finanzkraftunterschiede kann an der Veränderung der Span-
ne der Steuerfüsse zwischen dem höchsten und dem tiefsten Steuerbezug erkannt werden. Die-
ser Unterschied liegt derzeit bei 78 Punkten (Vorjahr: 80 %, tiefster Steuerfuss 60 %, höchster 
Steuerfuss138 %). Der Steuerfuss für natürliche Personen liegt im Jahr 2010 bei 117,9 % (einfa-
ches Mittel) und hat sich leicht erhöht (Vorjahr 117,4 %). Im Vergleich zum Vorjahr reduzierte 
sich die Anzahl von Gemeinden, welche ihre Steuerfüsse anheben mussten (neun Gemeinden, 
Vorjahr 17 Gemeinden). Andererseits haben für das laufende Jahr nur gerade vier Gemeinden 
(Vorjahr: 19) den Steuerfuss gesenkt. 

1.3.3 Evaluation Entlastungswirkung Finanz- und Lastenausgleichsystem 

Auch die Nachevaluation der drei Ausgleichssysteme  "direkter Finanzausgleich", "indirekter Fi-
nanzausgleich Lehrerbesoldungen" und "Lastenausgleich Sozialhilfe" (Jahresbetrachtung)1 
zeigt, dass der Ausgleich - gesamthaft betrachtet - zwischen finanzstarken und –schwachen Ge-
meinden "spielt": Das heisst, im Maximum resultiert eine Nettoentlastung von bis 166 % vom 
jeweiligen Staatssteueraufkommen für die finanzschwächste Gemeinde (Gänsbrunnen) respekti-
ve eine Nettobelastung von bis maximal 16,9 % für eine der finanzstärkeren Gemeinden (Nen-
nigkofen). 

1.4 Entwicklung des Finanzausgleichsfonds der Einwohnergemeinden 

Gemäss § 32 FAG soll der Finanzausgleichsfonds der Einwohnergemeinden per Ende Jahr einen 
Stand aufweisen, der in der Regel die Hälfte der durchschnittlichen Jahresauszahlungen nicht 
überschreitet. 

Abbildung 1: Bestand des Finanzausgleichsfonds am 31.12. des betreffenden Jahres 

Der Fondsbestand soll gemäss § 32 FAG nicht mehr als 8,0 Mio. Franken betragen. Diese maxi-
male Fondsgrenze ist inzwischen klar unterschritten. Der Fondsbestand beträgt per Ende 2010 
voraussichtlich noch 5,0 Mio. Franken (vgl. Beilage 3). Für das Jahr 2011 ist  eine Fondsabnahme 
von rund 0,4 Mio. Franken eingeplant. Bis 2014 dürfte der Fondsbestand auf unter 4,0 Mio. 
Franken abnehmen (ohne besondere Beiträge). 

_______________  

1 Daten für direkter und indirekter Finanzausgleich aus dem  Jahr 2010, für den Lastenausgleich Sozialhilfe aus dem Jahr 2009 
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1.5 Steuerungsgrössen im direkten Finanzausgleich für das Jahr 2011 

Der Kantonsrat beschloss im Januar 2007 auf Antrag des Regierungsrates, dass der Regierungs-
rat im Verlauf der Legislaturperiode 2009-13 dem Kantonsrat eine Vorlage zur Neugestaltung 
des Finanz- und Lastenausgleichs unter den Einwohnergemeinden zu unterbreiten habe. Seit 
Mai 2009 sind die Arbeiten für diese Reform nun in Gange. Am 30. März 2010 wurde der Bericht 
zur Vorstudie vom Regierungsrat publiziert. Darin wird vorgeschlagen, den neuen Finanzaus-
gleich nach dem Modell des Bundes zu realisieren. 

Die vor etwa einem Jahr eingereichte Gemeindeinitiative verlangt die Erhöhung des Subventi-
onsanteils bei den Besoldungskosten der Volksschule und würde zu einer Erhöhung der indirek-
ten Finanzausgleichswirkung führen. Da diese Begehren dem Ziel eines neuen Finanzausgleichs 
nach dem Modell des Bundes klar widerspricht, schlug der Regierungsrat dem VSEG eine Über-
brückungslösung vor. Bei einem Rückzug der Gemeindeinitiative können so während vier Jahren 
Gemeinden, welche eine unterdurchschnittliche Steuerkraft ausweisen, substanziell zusätzlich 
unterstützt werden. Die Modellrechnung zeigte, dass 60% der Gemeinden mit einer überwie-
gend deutlichen Entlastungswirkung rechnen könnten. Die Spanne der Steuerfüsse liesse sich 
mit diesen zusätzlichen Mitteln im Vergleich zum Jahr 2009 von 60%-140% auf 61%-133% ver-
ringern. Andererseits soll die 4-jährige Übergangszeit genutzt werden, um gemeinsam mit den 
Gemeinden einen neuen Finanzausgleich zu vereinbaren. 

Der Regierungsrat unterbreitete dem Kantonsrat mit Beschluss vom 18. Mai 20101 folgedessen 
eine Vorlage zur Umsetzung der Übergangsfinanzierung für die Jahre 2011 bis 2014. Er bean-
tragte auch die notwendigen Anpassung im Finanzausgleichsgesetz (Übergangsfinanzierung) 
und ersuchte um Beschlussfassung über einen Verpflichtungskredit in der Höhe von 60 Mio. 
Franken. Dieser soll zur Deckung des zusätzlichen Finanzbedarfs für die Verstärkung des vertika-
len Finanzausgleichs (Staatsbeitrag) in den kommenden vier Jahren (2011-2014) dienen. Der 
Kantonsrat hat der Vorlage am 23. Juni 2010 einstimmig gutgeheissen. 

Die Finanzausgleichskommission hat sich an ihrer Sitzung vom  21. Juni 2010 zu den Steue-
rungsgrössen gemäss Botschaft und Entwurf des Regierungsrates zur Übergangsfinanzierung in 
zustimmendem Sinne Stellung genommen. 

– Gewichtung Steuerkraft/Steuerbedarf 
Demnach wird die nach geltender Gesetzgebung maximal zulässige Gewichtung der 
Ressourcenkomponente (Steuerkraft) ausgeschöpft. Das heisst, dass bei allen Gemein-
den, ausser den Städten, die Steuerkraft zu 70 % und der Steuerbedarf zu 30 % ge-
wichtet werden. Bei den drei Städten wird die Steuerkraft gemäss gesetzlichem Maxi-
mum zu 65 % und der Steuerbedarf zu 35 % gewichtet (Minimalvorgaben zum Städ-
tebonus). Rechnerisch ergibt sich so für die drei Städte eine Reduktion ihrer Abgaben 
um 89‘200 Franken. 

– Festlegung Grenzindex 
Der Grenzindex, welcher die beitragsberechtigten von den abgabepflichtigen Einwoh-
nergemeinden trennt, soll gemäss Vorlage zur Übergangsfinanzierung auf 114 Index-
punkte festgesetzt werden. Damit erhalten im 2011 jene Gemeinden Beiträge aus dem 
"Finanzausgleichstopf", deren Finanzkraft bei 115 Finanzausgleichsindexpunkten oder 
höher liegt. Die Anzahl der beitragsberechtigten Gemeinden erhöht sich von 45 auf 75 
Gemeinden (60 % der Gemeinden). 47 Einwohnergemeinden (Vorjahr: 78) werden zu 
einer Abgabe verpflichtet, drei Gemeinden leisten keine Abgabe und erhalten keine 
Beiträge.  

________________  
1
 RRB Nr. 2010/892 vom 18. Mai 2010: Botschaft und Entwurf "Übergangsfinanzierung im direkten Finanzausgleich Einwohner-

gemeinden, Änderung des Finanzausgleichsgesetzes und Verpflichtungskredit für die Jahre 2011- und 2014 
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– Verstärkungsfaktor 
Der Verstärkungsfaktor bewirkt eine Multiplikation der Beiträge der beitragsberech-
tigten Gemeinden. Der Antrag des Regierungsrates sieht eine Multiplikation der Bei-
träge mit dem Mindestfaktor von 1,10 vor. Dies entspricht einem Verstärkungsvolumen 
von rund 2,7 Mio. Franken. 

– Ausgleichsvolumen 
Das Ausgleichsvolumen beläuft sich aufgrund der Beschlüsse zur Übergangsfinanzie-
rung im Jahr 2011 auf 30 Mio. Franken, wobei die zweckfreien Mittel (ohne Investiti-
onsbeiträge und Besondere Beiträge) 29,6 Mio. Franken (Vorjahr: 14,3 Mio. Franken) 
betragen. Auf der Grundlage von § 33 Finanzausgleichsgesetz beläuft sich die Abgabe 
der finanzstarken Gemeinden und des Kantons auf je 7,5 Mio. Franken (paritätische Fi-
nanzierung). Der zusätzliche Kantonsbeitrag von 15 Mio. Franken wird aufgrund der 
neuen gesetzlichen Übergangsbestimmung nach § 98bis Finanzausgleichsgesetz bereit-
gestellt. Somit zahlen die finanzstarken Gemeinden 7,5 Mio. Franken und der Kanton 
22,5 Mio. Franken in den Finanzausgleichstopf. Für 60 Gemeinden erfolgt so eine Aus-
gleichswirkung von insgesamt 5  bis 100 Steuerfusspunkten, wobei die Besserstellung 
aufgrund der zusätzlichen Mittel des Kantons im Maximums bis 29 Steuerpunkte aus-
macht (Datenbasis 2007/2008). 
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Abbildung 2: Gesamtwirkung direkter Finanzausgleich 2011 nach Gemeinden 
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– Fondsentnahme 
Mit einer Fondsentnahme von rund 0,44 Mio. Franken werden einerseits die Verwal-
tungskosten für den ordentlichen Vollzug des Finanzausgleichs im Amt für Gemeinden 
gedeckt. Andererseits werden damit auch die im 2011 anfallenden Projektkosten für 
die Erarbeitung eines neuen Finanzausgleichs1 gedeckt. Im übrigen soll der Fondsbe-
stand mit Blick auf die vom Parlament im März 2010 beschossenen Unterstützungs-
massnahmen für strukturell schwache Gemeinden stabilisiert werden. 

– Entlastungs-/Belastungswirkung 
Die maximale Entlastung soll von 345 (FImax) auf 173,459 (FIOmax) Indexpunkte und die 
maximale Belastung von 106 (FImin) auf 106,454 (FIUmin) Indexpunkte festgelegt werden. 

– Volumen für Investitionsbeiträge 
Auf der Basis von bereits erfolgten Zusagen an Investitionsvorhaben für Schulbauten 
ist für das Jahr 2011 mit einem tiefen Zahlungsbedarf von 0,25 Mio. Franken (Vorjahr: 
1,1 Mio. Franken) für Investitionsbeiträge zu rechnen. Für das Jahr 2011 soll der Grenz-
index auf der Grundlage von § 16 Abs. 2 Finanzausgleichsgesetz auf 123 Indexpunkten 
(GIIB) wie im Jahr 2010 festgelegt werden. Insgesamt sind so 26 (Vorjahr: 28) für neue 
Investitionsvorhaben im Bildungsbereich beitragsberechtigt. Der niedrigste Investiti-
onsbeitragssatz beläuft sich im Jahr 2011 auf 10,2 % und der höchste auf 30,9 %. 

– Besondere Beiträge bei Zusammenschlüssen 
Im Jahr 2011 profitiert die im Jahr 2010 mit Messen zusammengeschlossene frühere 
Gemeinde Oberramsern von der Besitzstandswahrung im direkten Finanzausgleich 
aufgrund des Zusammenschlusses mit der Bürgergemeinde im Jahr 2007. Ohne diesen 
Ausgleich würde für Oberramsern eine Schlechterstellung im ordentlichen Finanzaus-
gleich resultieren. Dieser Ausgleichsbeitrag beläuft sich für das Jahr 2011 auf 50‘460 
Franken. Weiter sind für die Deckung von Projektierungskosten für Fusionen mit struk-
turell schwachen Gemeinden 100‘000 Franken eingeplant. 

Zusammenfassend ergeben sich folgende Steuerungsgrössen 2011: 
    
Gewicht Steuerbedarf Gemeinden (g1E) 0,30 Maximale Entlastung Von FImax 345 
Gewicht Steuerkraft Gemeinden (g2E) 0,70  Auf FIOmax 173,459 
Gewicht Steuerbedarf Städte (g1S) 0,35 Maximale Belastung Von FImin 106 
Gewicht Steuerkraft Städte (g2S) 0,65  Auf FIUmin 106,454 
Verstärkungsfaktor (v) 1,10   
 
Grenzindex ordentlicher Finanzausgleich (GI) 

 
114 

  

Grenzindex für Investitionsbeiträge (GIIB) 
 

123   

Tabelle 2: Steuerungsgrössen im Finanzausgleich 2011 

_______________  

1 Auftrag Neugestaltung Finanzausgleich (28.06.2006), Stellungnahme Regierungsrates (RRB 2006/2001 vom 21. 11.2006) 
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Diese Steuerungsgrössen wirken sich voraussichtlich auf den Bestand des Finanzausgleichsfonds 
der Einwohnergemeinden per 31.12.2011 wie folgt aus: 

Beitrag Einwohnergemeinden 
Beitrag Kanton 
Total Ertrag 

Beiträge an Einwohnergemeinden (ordentlicher Finanzausgleich) 
Investitionsbeiträge 
Verwaltungskosten 
Besondere Beiträge/Ausgleich Schlechterstellung 
Total Aufwand 

Einlage Fonds Finanzausgleich Einwohnergemeinden 

SFr. 
SFr. 
SFr. 

SFr. 
SFr. 
SFr. 
SFr. 
SFr. 

SFr. 

7'505‘200
22'500'000

30‘005‘200

29'605‘200
250‘000
435'000
150‘460

30'440'660

-435'460

2. Antrag 

In Übereinstimmung mit der Finanzausgleichskommission beantragen wir Ihnen, dem Beschlus-
sesentwurf zuzustimmen und die in Abschnitt 1.5, Tabelle 2, vorgeschlagenen Steuerungsgrös-
sen für den Finanzausgleich der Einwohnergemeinden zu beschliessen. 

Der Beschluss unterliegt dem fakultativen Referendum. 

Im Namen des Regierungsrates 

Walter Straumann 
Landammann 

Andreas Eng 
Staatsschreiber 
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3. Beschlussesentwurf 

Steuerungsgrössen im direkten Finanzausgleich für das Jahr 
2011 

Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Artikel 36 Absatz 1 Buchstabe b der Verfassung des 
Kantons Solothurn vom 8. Juni 19861), §§ 5, 12, 14, 16, 35, 77 und  des Finanzausgleichsgesetzes 
(FAG) vom 2. Dezember 19842), nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des Regie-
rungsrates vom 6. Juli 2010 (RRB Nr. 2010/1292), beschliesst: 

1. Der Kantonsratsbeschluss vom 28. September 1987 über die Steuerungsgrössen im direkten 
Finanzausgleich3) wird wie folgt geändert: 

Ziffer 1.2. lautet neu: 
1.2. Der Grenzindex (GI), errechnet aus dem Steuerbedarfsindex von 145 und dem Steuer-
kraftindex von 100, liegt bei 114 Indexpunkten. 
 
Ziffer 1.3. lautet neu: 
1.3. Die maximale Entlastung erfolgt von 345 (FImax) auf 173,459 (FIOmax) Indexpunkte. 
 
Ziffer 1.4. lautet neu: 
1.4. Die maximale Belastung erfolgt von 106 (FImin) auf 106,454 (FIUmin) Indexpunkte 

Ziffer 1.6. lautet neu: 
1.6. Der Grenzindex für Investitionsbeiträge (GIIB) liegt bei 123 Indexpunkten. 

2. Dieser Beschluss tritt am 1. Januar 2011 in Kraft, sofern die Gemeindeinitiative "Sach- und 
Finanzverantwortung in Überstimmung bringen" definitiv zurückgezogen wird. 

Im Namen des Kantonsrates 
 

Präsident Ratssekretär 

 
 

Dieser Beschluss unterliegt dem fakultativem Referendum. 
 

________________  
1
 BGS 111.1. 

2 BGS 131.71 
3
 GS 90, 984 (BGS 131.715) 
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Amt für Gemeinden
Gemeindefinanzen

24.06.2010

BEILAGE 3: Entwicklung Finanzausgleichfonds Einwohnergemeinden

Bestand per 1.1.1991 17'108'921.34
Veränderung -3'448'636.79
Bestand per 1.1.1992 13'660'284.55
Veränderung -2'812'526.30
Bestand per 1.1.1993 10'847'758.25
Veränderung -2'608'056.85
Bestand per 1.1.1994 8'239'701.40
Veränderung -946'618.25
Bestand per 1.1.1995 7'293'083.15
Veränderung 1'219'156.85
Bestand per 1.1.1996 8'512'240.00
Veränderung 3'047'424.40
Bestand per 1.1.1997 11'559'664.40
Veränderung 656'728.90
Bestand per 1.1.1998 12'216'393.30
Veränderung 3'232'175.90
Bestand per 1.1.1999 15'448'569.20
Veränderung 1'509'010.95
Bestand per 1.1.2000 16'957'580.15
Veränderung 108'683.00
Bestand per 1.1.2001 17'066'263.15
Veränderung -1'954'179.00
Bestand per 1.1.2002 15'112'084.15
Veränderung -1'312'472.00
Bestand per 1.1.2003 13'799'612.15
Veänderung -1'034'863.00
Bestand per 1.01.2004 12'764'749.15
Veränderung -1'717'354.00
Bestand per 1.1.2005 11'047'395.15
Veränderung -790'338.10
Bestand per 1.1.2006 10'257'057.05
Veränderung -1'728'417.09
Besstand per 1.1.2007 8'528'639.96
Veränderung -1'731'228.60
Besstand per 1.1.2008 6'797'411.36
Veränderung -1'365'331.00
Besstand per 1.1.2009 5'432'080.36
Veränderung 128'351.00
Planbestand per 1.1.2010 5'560'431.36
Veränderung FA 2010 -552'300.00
Planbestand per 1.1.2011 5'008'131.36
Veränderung Antrag -435'460.00
Planbestand per 1.1.2012 4'572'671.36
Veränderung -320'000.00
Planbestand per 1.1.2013 4'252'671.36
Veränderung -320'000.00
Planbestand per 1.1.2014 3'932'671.36
Veränderung -320'000.00
Planbestand per 1.1.2015 3'612'671.36

Grundlage: Finanzausgleichsgesetz  § 32
• Der Finanzausgleichsfonds der Einwohnergemeinden soll per Ende Jahr einen Stand

aufweisen, der in der Regel die Hälfte der durchschnittlichen Jahresauszahlungen nicht
überschreitet.

• Die Hälfte der durchschnittlichen Jahresauszahlungen beläuft sich per Ende 2009 auf
Fr. 8'077'263.79.
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Beilage 5: Steuerbezug der Einwohnergemeinden in den Jahren 2009 und 2010

Gemeinde Bezug natürliche Personen Bezug juristische Personen
2009 2010 Ver- 2009 2010 Ver- Holding-und

% % änderung änderung Dom.gesell.
+ / - / = % % + / - / = %

Bezirk Solothurn 119 119 = 115 115 = 50

Balm bei Günsberg 115 115 = 90 90 = 90
Bellach 110 110 = 110 110 = 50
Bettlach 90 90 = 90 90 = 90
Feldbrunnen-St.Niklaus 60 60 = 50 50 = 50
Flumenthal 119 119 = 99 99 = 99
Grenchen 124 124 = 122 122 = 100
Günsberg 116 116 = 99 99 = *
Hubersdorf 119 119 = 119 119 = *
Kammersrohr 60 60 = 50 50 = 50
Langendorf 110 110 = 110 110 = 100
Lommiswil 133 138 + 103 108 + *
Niederwil 122 122 = 122 122 = 100
Oberdorf 125 125 = 125 125 = 100
Riedholz 110 110 = 110 110 = 100
Rüttenen 112 112 = 112 112 = *
Selzach 119 119 = 119 119 = 50
Bezirk Lebern 109 109 = 102 102 =

Aetigkofen 130 130 = 130 130 = 100
Aetingen 75 95 + 75 95 + 50
Balm bei Messen 120 1) 120 1) 100
Bibern 130 130 = 130 130 = 100
Biezwil 110 110 = 110 110 = 100
Brügglen 115 115 = 115 115 = 100
Brunnenthal 120 1) 120 1) 100
Gossliwil 125 130 + 125 130 + 100
Hessigkofen 115 115 = 115 115 = *
Küttigkofen 125 125 = 125 125 = 100
Kyburg-Buchegg 130 130 = 130 130 = 100
Lüsslingen 110 110 = 110 110 = 100
Lüterkofen-Ichertswil 85 85 = 85 85 = 85
Lüterswil-Gächliwil 120 120 = 115 115 = *
Messen 120 120 = 120 120 = 100
Mühledorf 120 120 = 120 120 = 100
Nennigkofen 110 110 = 110 110 = 100
Oberramsern 95 1) 95 1) 100
Schnottwil 127 135 + 127 135 + 100
Tscheppach 110 110 = 110 110 = 100
Unterramsern 115 115 = 115 115 = 100
Bezirk Bucheggberg 115 117 = 114 100 -



Gemeinde Bezug natürliche Personen Bezug juristische Personen
2009 2010 Ver- 2009 2010 Ver- Holding-und

% % änderung änderung Dom.gesell.
+ / - / = % % + / - / = %

Aeschi 115 115 = 115 115 = *
Biberist 130 130 = 130 130 = 100
Bolken 135 135 = 105 105 = 100
Deitingen 115 115 = 115 115 = 100
Derendingen 133 133 = 115 115 = 100
Etziken 125 125 = 125 125 = 100
Gerlafingen 125 125 = 125 125 = 100
Halten 130 130 = 130 130 = 100
Heinrichswil-Winistorf 129 129 = 90 99 + *
Hersiwil 130 130 = 100 100 = 100
Horriwil 130 135 + 130 135 + 100
Hüniken 110 110 = 110 110 = 100
Kriegstetten 105 105 = 105 105 = 100
Lohn-Ammannsegg 98 98 = 78 78 = 78
Luterbach 130 130 = 130 130 = 100
Obergerlafingen 115 115 = 100 100 = 100
Oekingen 119 119 = 119 119 = 100
Recherswil 125 125 = 125 125 = 80
Steinhof 135 135 = 120 120 = 100
Subingen 135 135 = 135 135 = 100
Zuchwil 115 120 + 115 120 + 50
Bezirk Wasseramt 123 124 + 115 116 +

Aedermannsdorf 133 133 = 110 110 = *
Balsthal 117 117 = 115 115 = 100
Gänsbrunnen 123 123 = 123 123 = 100
Herbetswil 138 138 = 138 138 = 50
Holderbank 130 130 = 130 130 = 100
Laupersdorf 135 135 = 110 110 = 100
Matzendorf 135 135 = 135 135 = 100
Mümliswil-Ramiswil 128 128 = 110 110 = 100
Welschenrohr 136 136 = 115 115 = 100
Bezirk Thal 131 131 = 121 121 =

Egerkingen 100 100 = 100 100 = 50
Härkingen 92 89 - 92 89 - 62
Kestenholz 115 115 = 115 115 = 44
Neuendorf 100 100 = 100 100 = *
Niederbuchsiten 102 102 = 102 102 = 100
Oberbuchsiten 109 109 = 109 109 = 100
Oensingen 99 107 + 99 107 + 100
Wolfwil 115 115 = 115 115 = *
Bezirk Gäu 104 105 + 104 105 +



Gemeinde Bezug natürliche Personen Bezug juristische Personen
2009 2010 Ver- 2009 2010 Ver- Holding-und

% % änderung änderung Dom.gesell.
+ / - / = % % + / - / = %

Boningen 105 105 = 130 130 = *
Däniken 77 77 = 50 50 = 50
Dulliken 128 128 = 98 98 = 40
Eppenberg-Wöschnau 105 99 - 115 115 = 100
Fulenbach 110 110 = 110 110 = 100
Gretzenbach 115 115 = 145 145 = 100
Gunzgen 108 108 = 108 108 = 100
Hägendorf 102 102 = 102 102 = 40
Kappel bei Olten 110 110 = 80 80 = 50
Olten 100 100 = 100 100 = 50
Rickenbach 80 80 = 80 80 = 80
Schönenwerd 115 115 = 125 125 = 100
Starrkirch-Wil 97 102 + 100 102 + 50
Walterswil 125 125 = 110 110 = 100
Wangen bei Olten 119 119 = 119 119 = 100
Bezirk Olten 106 106 = 105 105 +

Erlinsbach SO 98 98 = 98 98 = 98
Hauenstein-Ifenthal 128 128 = 128 128 = 100
Kienberg 140 135 - 140 135 - 39
Lostorf 103 103 = 103 103 = 103
Niedergösgen 100 100 = 125 125 = 100
Obergösgen 122 122 = 130 130 = 40
Rohr 109 109 = 109 109 = *
Stüsslingen 117 117 = 117 117 = 100
Trimbach 125 125 = 103 103 = 75
Winznau 125 125 = 125 125 = 100
Wisen 129 129 = 129 129 = 100
Bezirk Gösgen 118 117 - 119 118 -

Bättwil 130 130 = 130 130 = 100
Büren 138 138 = 124 124 = 100
Dornach 93 93 = 93 93 = 50
Gempen 110 110 = 110 110 = 100
Hochwald 120 120 = 120 120 = 100
Hofstetten-Flüh 119 119 = 100 100 = 100
Metzerlen-Mariastein 134 134 = 110 110 = 100
Nuglar-St.Pantaleon 130 130 = 130 130 = *
Rodersdorf 130 130 = 130 130 = 100
Seewen 134 134 = 134 134 = 100
Witterswil 128 128 = 128 128 = 100
Bezirk Dorneck 124 124 = 119 119 =



Gemeinde Bezug natürliche Personen Bezug juristische Personen
2009 2010 Ver- 2009 2010 Ver- Holding-und

% % änderung änderung Dom.gesell.
+ / - / = % % + / - / = %

Bärschwil 132 132 = 132 132 = 100
Beinwil 137 137 = 137 137 = *
Breitenbach 120 120 = 100 100 = 50
Büsserach 116 116 = 100 100 = 100
Erschwil 133 137 + 128 128 = 100
Fehren 135 130 - 135 130 - 100
Grindel 130 130 = 130 130 = 100
Himmelried 118 118 = 118 118 = 100
Kleinlützel 135 135 = 135 135 = 100
Meltingen 134 134 = 134 134 = 100
Nunningen 124 124 = 124 124 = 100
Zullwil 138 138 = 138 138 = 100
Bezirk Thierstein 129 129 - 126 126 -

1) Die Gemeinden Balm bei Messen, Brunnenthal, Messen und Oberramsern
  haben sich per 1.1.2010 zur Einheitsgemeinde "Gemeinde Messen" vereinigt.

* keine Meldung!
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